
Update

Desinformation aus 
der Bundeskanzlei
Die Bundesverwaltung nahm kritisch Stellung zur Pu-
blic-Cloud-Recherche der Republik. Doch ihre Argumentation 
hält einer genauen Betrachtung nicht stand.
Von Adrienne Fichter, 31.01.2022

Am 14. Januar publizierte die Republik eine Recherche zur ö,entlichen Be-
scha,ung der sogenannten Public Cloud zur Speicherung von Behörden-
daten2 die im Sommer 0f01 üTr Schlagzeilen gesorgt hatte. 

Der Beitrag zeigte auü2 dass die Bundesverwaltung bei der Ausschreibung 
üTr diese Cloud interne Datenschutzbedenken ignoriert hatte2 dass sie 
die Anüorderungen an diese Public Cloud auü ausländische Big-Fech-–ir-
men  massgeschneidert  üormulierte E  und  dass  die  Ausschreibungs-
unterlagen rechtswidrige Vlemente enthielten. Dies insbesondere bezTg-
lich des Rechtsschutzes der potenziellen Anbieter. Sie hätten sich nach al-
tem Bescha,ungsrecht gegen eine Kergabe kleinerer Au7räge an Uonkur-
renten rechtlich wehren können E doch die Ausschreibung bedingte2 dass 
die Anbieter auü diesen Rechtsschutz verzichten. 

Am 1Z. Januar reagierte die Bundeskanzlei auü die Recherche. :nd veröü-
üentlichte üolgende Stellungnahme.

(…) Die Aussage der «Republik» ist falsch. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
kein rechtswidriges Vorgehen festgestellt. Das Gericht hat in einem Entscheid 
zugunsten der Bundesverwaltung vielmehr festgehalten, dass es bis Ende De-
zember 2020 keine Rechtsgrundlage für ein Wegbedingen des Rechtsschutzes 
gegeben habe. Ob der Rechtsschutz für den Abruf aus den Rahmenverträgen 
wegbedungen werden kann, war bis Ende 2020 umstritten. Seit Anfang 2021 ist 
dies geklärt. Die Vergabestelle orientierte sich an der Lösung, die per Januar 
2021 in Kraft trat. Dies wurde vom Gericht nicht als rechtswidrig beurteilt, wie 
die «Republik» fälschlicherweise behauptet.

Mur VrinnerungO Den Muschlag üTr die Bescha,ung einer Public Cloud mit 
einem Au7ragsvolumen von 11f Iillionen –ranken sollten die :nterneh-
men Iicroso72 Gracle2 HBI2 Amazon und Alibaba erhalten. Der unterle-
gene Uonkurrent2 (oogle2 legte beim Bundesverwaltungsgericht eine Be-
schwerde gegen diesen Muschlag ein E und unterlag in einem Mwischen-
entscheid. Auü diesen Vntscheid bezieht sich die Bundeskanzlei in ihrer 
Stellungnahme. 
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Zur Recherche

Die Schweiz will Behördendaten in einer Cloud speichern, die von chine-
sischen und amerikanischen Konzernen zur Verfügung gestellt wird. Die 
Republik zeigte in einer Recherche auf, wie die Verantwortlichen beim 
Entscheid für Alibaba, Amazon und Co. Warnungen ignorierten und sogar 
rechtswidrige Fehler begingen.

Die Republik hat nach der Replik der Bundeskanzlei ihre Berichterstattung 
kritisch hinterüragt2 mehrere (espräche geüThrt und die ihr vorliegenden 
:nterlagen erneut TberprT7. :nd wir halten in der –olge an unserer Dar-
stellung üestO Das Bundesverwaltungsgericht hat eindeutig eine Rechts-
widrigkeit üestgestellt.

Das ergibt sich aus dem Mwischenentscheid des Bundesverwaltungs-
gerichts selbst2 und es wurde von mehreren in den Beschwerdeprozess in-
volvierten Juristinnen bestätigt. 

)ier nochmals die ArgumentationO

1. Hn Bezug auü den Rechtsschutz üTr die kleineren Au7räge «sogenannte 
Iini-Fender-Abruüe» ist es irrelevant2 ob sich die Kergabestelle an den 
neuen Bescha,ungsregeln Worientiertey. Die Ausschreibung wurde auü 
simap.ch am Z. Dezember 0f0f auügeschaltet E womit das alte Recht 
anwendbar ist. Gb sich die Bundeskanzlei am ab 0f01 geltenden Recht 
Worientiertey2 ändert nichts an der rechtlichen Sachlage. Sie hatte sich 
nach der Rechtsgrundlage zu richten2 welche am Stichtag in Ura7 war. 

0. Dies räumt die Bundeskanzlei indirekt selbst ein2 indem sie schreibt2 
Wdass es bis Vnde Dezember 0f0f keine Rechtsgrundlage üTr ein Neg-
bedingen des Rechtsschutzes gegeben habey. Sie bestätigt damit selber2 
dass die zuständige Behörde ohne Rechtsgrundlage gehandelt hat.

Das Bundesverwaltungsgericht schrieb wörtlich2 Wdass die Ausschreibung2 
wenn sie denn angeüochten worden wäre2 in Bezug auü die Ausgestaltung 
des Rechtsschutzsjstems üTr das Iini-Fender-Kerüahren auügehoben wor-
den wärey. 

Jetzt wird es ein bisschen kompliziert2 weil es um zwei verschiedene Pha-
sen im Bescha,ungsprozess geht. 

Nenn das (ericht sagt2 dass die Ausschreibung auügehoben worden wäre2 
hätte (oogle «oder eine andere Anbieterin» diese angeüochten2 so stellt es 
damit üestO Die Ausschreibung enthielt einen rechtswidrigen Punkt. 

Aun hat (oogle eben nicht bereits die Ausschreibung selbst angeüochten2 
sondern den Vntscheid2 den Muschlag an andere Anbieter zu vergeben. (e-
mäss Bescha,ungsrecht können rechtswidrige Punkte der Ausschreibung 
zum Meitpunkt des Muschlags aber grundsätzlich nicht mehr thematisiert 
werden. Sie gelten als akzeptiert. Darum üormulierte das (ericht bloss eine 
)jpothese darTber2 was gewesen wäre2 wenn ein Anbieter schon die Aus-
schreibung selbst angeüochten E und die gleichen Argumente wie (oogle 
bei der Beschwerde gegen den Muschlag vorgebracht hätte.

Die Aussage der Bundeskanzlei2 die Republik habe Wüalschy berichtet2 
ist also nicht korrekt. Vbenso üalsch ist die Aussage der Bundeskanzlei2 
das Bundesverwaltungsgericht habe kein rechtswidriges Korgehen üestge-
stellt.  AochmalsO Dass das (ericht im UonBunktiv HH spricht2 heisst nicht2 
dass die Ausschreibung nicht rechtswidrig war. Sondern es hat damit zu 
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tun2 dass (oogle nicht die Ausschreibung2 sondern den Muschlag angeüoch-
ten hatte.

–azitO Die Ausschreibung war anüechtbar. Vs gab rechtswidrige Vlemente 
darin. Sie waren Bedoch nicht Wgravierend genugy2 um die gesamte Aus-
schreibung trotz verspäteter RTge wegen Aichtigkeit auüzuheben. 

:nd das (ericht hielt dies in mehreren Punkten üest.
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